
SPD-Sozialstaatspapier 

 

Die SPD – für die Leute, die sie verständlicherweise nicht mehr kennen: Es handelt sich bei 

ihr um die Sozialdemokratische Partei Deutschlands – hat nach monatelangen Gesprächen 

ein 17-seitiges Sozialstaatspapier1 beschlossen, für das sie von Union, AfD, FDP und 

Arbeitgebern scharf kritisiert worden sind.23 Auch von der anderen politischen Seite kam u.a. 

in Person von Katja Kipping Kritik auf.4 

In dem besagten Papier formuliert die SPD ihre Positionen zu vielen sozialpolitischen 

Themen, wie beispielsweise der Heimarbeit, der Grundrente oder Zeitkonten. Simon und ich 

schauen uns allerdings speziell ihre Reformvorschläge zu ALG I und Hartz IV vor, das durch 

ein Bürgergeld abgelöst werden soll. 

Die SPD möchte grundsätzlich an dem Motto „Fördern und Fordern“ festalten und setzt sich 

weiterhin für ein Recht auf Arbeit ein. Auch an den Regelsätzen vom Arbeitslosengeld II – 

sprich: Hartz IV bzw. dem Bürgergeld – will sie nichts ändern. Das war aber auch schon alles, 

was gleich bleiben soll: 

Die altersabhängige Bezugsdauer vom ALG I, also dem Arbeitslosengeld, das man vor Hartz 

IV empfängt und dessen Regelsatz höher als derjenige von Hartz IV ist, soll verlängert 

werden. So erhalten jetzt beispielsweise Personen ab einem Alter von 58 Jahren und einer 

Beitragszeit von 30 Jahren das ALG I nicht mehr für 24 Monate, sondern für 33 Monate.5 

Kritik an diesem Vorschlag äußert u.a. der kommissarische Direktor des Instituts für 

Arbeitsmarkt- und Bildungsforschung, Ulrich Walwei: Durch die verlängerte  Bezugsdauer 

von ALG I verlängere man tendenziell die Dauer der Arbeitslosigkeit.6 

Außerdem will die Partei ein Arbeitslosengeld Q in Höhe vom ALG I einführen, das nach drei 

Bezugsmonaten von ALG I bei gezielten Weiterbildungsmaßnahmen für bis zu 24 Monate 

gewährt werden kann. Dieses ALG Q wird 12 Monate lang nicht und danach zur Hälfte auf 

den ALG-I-Bezug angerechnet.78 

Die SPD will eine gesonderte und unbürokratische Kindergrundsicherung aus einer Hand 

einführen, wodurch Kinder von Sozialleistungsempfängern formell aus dem 

vorurteilsbeladenden Hartz-IV-System herausgeholt werden.  

Was den Mindestlohn und die Hartz-IV-Sanktionen angeht, gibt sich die SPD schwammig: 

Beim Thema Sanktionen betont die Partei die Mitwirkungspflichten von 

Sozialleistungsempfängern, formuliert jedoch auch die Position, dass „sinnwidrige und 
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unwürdige Sanktionen abgeschafft [gehören]“9. Den Mindestlohn von aktuell 9,19 Euro 

wollen sie „perspektivisch“ auf 12 Euro erhöhen. 

Die Kritik aus den Reihen der Union fiel recht hart aus: So warf der hessische 

Ministerpräsident Volker Bouffier (CDU) der SPD beispielsweise vor, sie wolle die Beerdigung 

der sozialen Marktwirtschaft planen. Er sprach darüber hinaus von einem „strammen 

Linksruck“ der Partei.10 
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